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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) 
 

Elektro HD Eifler GmbH & Co. KG 
Amstetter Str. 91 
70329 Stuttgart 

 
AGB Stand: 01.06.2026 

A. Allgemeiner Teil 

 

§1 Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen und Vertragsstruktur 

 

1.1 Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für alle Verträge zwischen der 
Elektro HD Eifler GmbH & Co. KG (nachfolgend „Anbieter“) und ihren Kunden über 
Elektroinstallationsleistungen, sonstige werkvertragliche Leistungen sowie Facility-
Management- und Hausmeisterdienstleistungen (nachfolgend insgesamt „Leistungen“). 
Sie gelten auch für alle künftig zwischen den Parteien geschlossenen Verträge und 
Leistungen, ohne dass es einer erneuten Vereinbarung bedarf. 

 
1.2 Es gelten ausschließlich diese AGB. Entgegenstehende oder von diesen AGB 

abweichende Bedingungen des Kunden werden nicht anerkannt, es sei denn, der 
Anbieter stimmt ihrer Geltung ausdrücklich in Textform zu. Dies gilt auch dann, wenn der 
Anbieter in Kenntnis abweichender Bedingungen Leistungen erbringt oder Zahlungen 
entgegennimmt. 
 

1.3 Die Vertragsdokumente gelten in folgender Rangfolge: 
 

(a) Individualvereinbarungen, 
(b) Angebot/Kostenvoranschlag, 
(c) etwaige Leistungsbeschreibungen/Preislisten, 
(d) diese AGB, 
(e) gesetzliche Bestimmungen. 
 

1.4 Diese AGB sind modular aufgebaut und bestehen aus einem Allgemeinen Teil (Teil A) 
und einem Besonderen Teil für Elektroinstallations-/Werkleistungen sowie für Facility-
Management- und Hausmeisterdienstleistungen (Teil B). Der Besondere Teil geht im 
Kollisionsfall den Regelungen des Allgemeinen Teils vor. 
 

1.5 „Kostenvoranschlag/Angebot“ ist die vom Anbieter abgegebene Leistungs- und 
Preisübersicht, auf deren Grundlage der Vertrag geschlossen wird und die regelmäßig 
Material- und Lohnpositionen sowie Stundensätze ausweist. 
 

1.6 „Facility- und Hausmeisterleistungen“ sind infrastrukturelle und technische 
Dienstleistungen zur Objektbetreuung, insbesondere Objektkontrollen, Koordination von 

Wartungen, kleinere technische Tätigkeiten und Unterstützung beim rechtssicheren 

Gebäudebetrieb. 
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§2 Vertragsschluss und Rangfolge der Vertragsunterlagen 

 

2.1 Der Vertrag kommt regelmäßig wie folgt zustande: 
 
(a) Vor-Ort-Besichtigung bzw. Aufnahmegespräch beim Kunden, 
(b) Erstellung eines schriftlichen Kostenvoranschlags/Angebots durch den Anbieter, 
(c) Annahme des Angebots durch den Kunden in Textform (z.B. per E-Mail, Signatur) 

oder mündlich. Der  
(d) Der Vertrag kommt spätestens mit Beginn der Leistungsausführung durch den 

Anbieter zustande. 
 

2.2 Kostenvoranschläge/Angebote sind, sofern nicht ausdrücklich anders angegeben, bis 
zum im jeweiligen Dokument genannten Datum gültig; danach kann eine Anpassung der 
Preise vorbehalten werden. 

 
2.3 Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags und dieser AGB bedürfen der Textform. 

Individuelle Abreden (einschließlich mündlicher) haben Vorrang vor diesen AGB und 
bedürfen ebenfalls der Textform. 

 
2.4 Soweit Verträge im Facility-/Hausmeisterbereich auf einem gesonderten 

Dienstleistungsvertrag und Anlagen (insbesondere Tätigkeitsbeschreibung, 
Verrechnungssatzliste) beruhen, werden diese Bestandteil des Vertrages und gehen im 
Kollisionsfall den Bestimmungen dieser AGB vor. 

 

§3 Leistungsarten und Leistungsgegenstand 

 

3.1 Der Anbieter erbringt je nach Vereinbarung: 
 

• Elektroinstallationsleistungen und sonstige technische Leistungen als 
Werkleistungen (§§631 ff. BGB), insbesondere Umbauten, Erweiterungen, Zähler- 
und Verteilerarbeiten, PV-Anlagen, Beleuchtungsanlagen, Prüfungen (z.B. DGUV 
V3/„E-Check“), Sanierungen und sonstige projektartige Maßnahmen 

• sonstige Dienstleistungen im technischen Bereich (z.B. Beratungen, Begehungen, 
Koordination von Fremdfirmen), bei denen kein bestimmter Erfolg geschuldet ist, 

• Facility-Management- und Hausmeisterleistungen auf Basis von Laufzeitverträgen 
mit wiederkehrenden, pauschalen Vergütungen. 

 
3.2 Art und Umfang der geschuldeten Leistungen ergeben sich aus dem jeweiligen Angebot, 

Kostenvoranschlag bzw. Dienstleistungsvertrag und den dazugehörigen Anlagen (z.B. 
Tätigkeitsbeschreibung für Haustechniker, Verrechnungssatzlisten). 
 

3.3 Der Anbieter schuldet eine fachgerechte Leistungserbringung nach dem jeweils 
anerkannten Stand der Technik und unter Beachtung einschlägiger technischer Normen 
und Vorschriften. Eine bestimmte wirtschaftliche oder technische Erfolgsgröße (z.B. 
Einsparpotenziale) wird nur geschuldet, wenn dies ausdrücklich vereinbart wird. 
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3.4 Der Anbieter ist berechtigt, Leistungen durch eigene Mitarbeiter oder – soweit 
erforderlich – durch sorgfältig ausgewählte Subunternehmer bzw. Leiharbeitnehmer zu 
erbringen. Ein Anspruch des Kunden auf Einsatz bestimmter Personen besteht nicht. 

 
 
 
 

§4 Mitwirkungspflichten des Kunden 

 

4.1 Der Kunde hat alle für die ordnungsgemäße Leistungserbringung erforderlichen 
Mitwirkungen rechtzeitig, vollständig und auf eigene Kosten zu erbringen. Dazu zählen 
insbesondere: 
 

• Gewährung von Zugang zu den betroffenen Flächen, Räumen, Anlagen und 
technischen Einrichtungen, 

• Freihaltung und Sicherung der Arbeitsbereiche, 

• Bereitstellung erforderlicher Pläne, Unterlagen, Schaltpläne, Belegungspläne 
sowie etwaiger Auflagen von Netzbetreibern, Behörden oder Prüfstellen, 

• Bereitstellung von Strom und – soweit erforderlich – Wasser an geeigneten 
Entnahmestellen; die hierdurch entstehenden Verbrauchskosten trägt der Kunde, 

• Sicherstellung, dass etwaige Hausordnungen, Brandschutz- und 
Sicherheitsvorgaben eingehalten werden. 
 

4.2 Der Kunde hat erkannte Hindernisse und Risiken (z.B. verborgene Leitungen, 
Schadstoffe, besondere bauliche Risiken) vor Beginn der Arbeiten mitzuteilen. Unterlässt 
er dies oder liegen unzutreffende Angaben vor, haftet der Anbieter nicht für hieraus 
resultierende Verzögerungen oder Mehrkosten, soweit ihn kein eigenes Verschulden 
trifft. 
 

4.3 Der Kunde reagiert auf Anfragen des Anbieters binnen angemessener Frist, regelmäßig 
binnen zwei Werktagen; benötigte Freigaben, Entscheidungen und Unterlagen sind – 
soweit nicht kürzere Fristen vereinbart sind – innerhalb einer Woche zu erteilen bzw. zu 
übermitteln. 

 
4.4 Verzögern oder unterlassen Kundenmitwirkungen die Leistungserbringung, so 

verlängern sich vereinbarte Ausführungsfristen um den Zeitraum der Behinderung 
zuzüglich einer angemessenen Wiederanlaufzeit. Wartezeiten, vergebliche Anfahrten 
und sonstiger Mehraufwand sind nach den vereinbarten Stundensätzen bzw. gemäß 
Verrechnungssatzliste gesondert zu vergüten. Weitergehende Ansprüche bleiben 
unberührt. 

 
4.5 Stellt der Anbieter vor Ort erhebliche Gefährdungen fest (z.B. statische Risiken, 

erhebliche Sicherheitsdefizite), ist er berechtigt, die Arbeiten bis zur Beseitigung des 
Risikos zu unterbrechen. Verzögerungen und Mehrkosten hieraus fallen in die Sphäre 
des Kunden. 
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§5 Vergütung, Kostenvoranschläge und Fälligkeit 

 

5.1 Die Vergütung bestimmt sich nach dem jeweiligen Angebot/Kostenvoranschlag. Sofern 
nicht ausdrücklich ein Festpreis vereinbart ist, erfolgt die Abrechnung nach tatsächlichem 
Material- und Zeitaufwand auf Basis der jeweils gültigen Verrechnungssätze und 
Großhandels-/Industriepreislisten, wie im Kostenvoranschlag bzw. Preisaushang 
ausgewiesen. 
 

5.2 Kostenvoranschläge sind unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich 
bezeichnet werden. Ergeben sich während der Ausführung ungeplante Mehr- oder 
Minderaufwände (z.B. aufgrund verdeckter Umstände, zusätzlicher Kundenwünsche 
oder unzutreffender Ausgangsangaben), ist der Anbieter berechtigt, diese nach 
tatsächlichem Aufwand zu den vereinbarten Sätzen abzurechnen. Über absehbare 
erhebliche Abweichungen informiert der Anbieter den Kunden zeitnah. 

 
5.3 Soweit das Angebot Material- und Lohnpositionen mit Mengenansätzen „in ca.“ enthält, 

sind diese Schätzwerte. Maßgeblich ist der tatsächlich erbrachte Aufwand. Dies gilt 
insbesondere für Stundenaufwände und Materialmengen. Mehr- und Minderstunden 
werden entsprechend berechnet. 

 
5.4 Rechnungen sind – sofern nicht abweichend vereinbart – innerhalb von 14 

Kalendertagen nach Zugang ohne Abzug zur Zahlung fällig. Bei Laufzeitverträgen 
können Pauschalen monatlich abgerechnet werden; die Fälligkeit ergibt sich aus dem 
jeweiligen Dienstleistungsvertrag (z.B. Zahlung jeweils am Monatsanfang). 

 
5.5 Der Anbieter ist – insbesondere bei größeren Aufträgen oder materialintensiven 

Projekten – berechtigt, angemessene Vorschüsse oder Abschlagszahlungen zu 
verlangen. Die entsprechenden Zahlungsmodalitäten werden im Angebot oder 
Dienstleistungsvertrag ausgewiesen. 

 

§6 Anpassung der Vergütung bei Dauerschuldverhältnissen 

 

6.1 Für Facility-Management- und Hausmeisterverträge mit Laufzeit und wiederkehrender 
Vergütung ist der Anbieter berechtigt, nach Ablauf einer initialen Bindungsphase eine 
Anpassung der Vergütung zu verlangen, wenn sich wesentliche Kostenbestandteile 
außerhalb seines Einflussbereichs erheblich verändern (insbesondere tarifliche 
Entgeltanpassungen, Energie-/Transportkosten). 
 

6.2 Die Anpassung hat nach billigem Ermessen zu erfolgen und ist auf den Umfang der 
tatsächlichen Kostenänderung beschränkt. Kostensenkungen werden in entsprechendem 
Umfang vergütungsmindernd berücksichtigt. 

 
6.3 Der Anbieter teilt dem Kunden die Anpassung mit einer Frist von mindestens vier 

Wochen vor Wirksamwerden in Textform mit und legt Anlass und 
Berechnungsgrundlage in nachvollziehbarer Form dar. Der Kunde kann binnen zwei 
Wochen Einwendungen gegen die Billigkeit erheben. 
 

6.4 Übersteigt eine jährliche Anpassung um 10 % der bisherigen Vergütung, steht dem 
Kunden ein Sonderkündigungsrecht zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anpassung 
zu. Etwaige weitergehende gesetzliche Rechte bleiben unberührt. 
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§7 Termine, Leistungsfristen und Stornierungen 

 

7.1 Ausführungsfristen und Termine sind grundsätzlich unverbindliche Planwerte, sofern sie 
nicht ausdrücklich als „verbindlich“ oder „Fixtermin“ bezeichnet sind. Sie stehen unter 
dem Vorbehalt ordnungsgemäßer Mitwirkung des Kunden sowie rechtzeitiger 
Selbstbelieferung mit notwendigen Materialien. 

 
7.2 Verzögerungen aufgrund höherer Gewalt, Materialengpässen, behördlicher 

Maßnahmen, Streiks oder Ausfällen von Zulieferern führen zu einer angemessenen 
Verlängerung der Fristen zuzüglich Wiederanlaufzeit. Schadensersatzansprüche des 
Kunden wegen Verzugs sind in diesen Fällen ausgeschlossen, soweit den Anbieter kein 
Verschulden trifft. 

 

§8 Haftung  

 

8.1 Der Anbieter haftet nach den gesetzlichen Bestimmungen für Schäden des Kunden: 
 

• bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, 

• bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit, 

• nach Maßgabe zwingender Haftungsvorschriften, insbesondere nach dem 
Produkthaftungsgesetz. 
 

8.2 Bei einfacher Fahrlässigkeit haftet der Anbieter nur bei Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten (Kardinalpflichten). Kardinalpflichten sind solche Pflichten, deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht 
und auf deren Einhaltung der Kunde vertrauen darf. In diesen Fällen ist die Haftung auf 
den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt. 
 

8.3 Bei einfach fahrlässiger Verletzung nicht wesentlicher Vertragspflichten ist die Haftung 
ausgeschlossen. 

 
8.4 Der Anbieter haftet insbesondere nicht für Schäden, 
 

• die auf unzutreffenden, unvollständigen oder verspäteten Angaben oder 
Unterlagen des Kunden beruhen, 

• die auf ungeeigneten oder mangelhaft beigestellten Materialien oder Geräten 
des Kunden beruhen, sofern der Anbieter auf erkennbare Risiken hingewiesen hat 
oder diese nicht erkennbar waren, 

• die aus unsachgemäßem Gebrauch, Änderung oder nicht bestimmungsgemäßer 
Nutzung der Anlagen durch den Kunden oder Dritte resultieren. 
 

8.5 Die Haftungsbeschränkungen gelten auch für die persönliche Haftung der gesetzlichen 
Vertreter und Erfüllungsgehilfen des Anbieters. 

 
8.6 Werbliche Angaben des Anbieters – insbesondere in Prospekten, Angeboten, Online-

Auftritten oder Beratungsgesprächen – zu Einsparpotenzialen, Amortisationszeiten, 
Erträgen, Verfügbarkeiten oder sonstigen wirtschaftlichen bzw. technischen 
Entwicklungen sind, soweit nicht ausdrücklich als „Garantie“ oder „verbindliche 
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Beschaffenheitsvereinbarung“ bezeichnet, unverbindliche Orientierungswerte und 
begründen weder einen Anspruch auf ihr tatsächliches Eintreten noch eine 
verschuldensunabhängige Haftung. 

 
8.7 Garantien im Rechtssinne werden nur übernommen, wenn sie im Einzelfall ausdrücklich 

in Textform als „Garantie“ bezeichnet und inhaltlich (Umfang, Dauer, Voraussetzungen) 
konkret beschrieben werden. Herstellergarantien bleiben unberührt und gelten 
ausschließlich nach den Bedingungen des jeweiligen Herstellers; der Anbieter übernimmt 
hieraus keine eigene Garantie. 

 

§9 Leistungsstörungen, Verzug und Aufrechnungsrechte 

 
9.1 Befindet sich der Anbieter mit einer Zahlung in Verzug, ist der Anbieter berechtigt, 

 

• Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe zu verlangen, 

• bei Unternehmerkunden zusätzlich die gesetzliche Verzugspauschale zu 
berechnen, 

• bei Verbrauchern eine angemessene Mahnpauschale zu erheben, wobei dem 
Verbraucher der Nachweis geringerer Kosten vorbehalten bleibt. 

 
9.2 Bei Zahlungsverzug kann der Anbieter die weitere Leistungserbringung bis zum 

vollständigen Ausgleich der offenen Forderungen zurückhalten bzw. aussetzen. 
Bestehende Termine verschieben sich entsprechend; hieraus resultierende 
Verzögerungen sind vom Kunden zu tragen. 
 

9.3 Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte des Kunden sind ausgeschlossen, es sei denn, 
die Gegenforderung ist unbestritten oder rechtskräftig festgestellt. Gegenüber 
Unternehmern ist die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts wegen streitiger 
oder nicht rechtskräftig festgestellter Gegenansprüche dann ausgeschlossen, sofern 
diese nicht auf vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzungen des Anbieters 
beruhen. Gegenüber Verbrauchern bleiben daneben Zurückbehaltungsrechte aus 
demselben Vertragsverhältnis unberührt. 
 

9.4 Können Leistungen aufgrund mangelnder Mitwirkung des Kunden oder sonstiger 
Umstände aus seiner Sphäre nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
durchgeführt werden (z.B. kein Zugang, nicht freigeräumte Arbeitsflächen, fehlende 
Freigaben), schuldet der Kunde die bis dahin angefallene Vergütung einschließlich 
Warte-, Dispositions- und Anfahrtszeiten. Weitergehende Ansprüche bleiben unberührt. 

 

§10 Eigentumsvorbehalt 

 

10.1 Gelieferte Waren und eingebaute Komponenten bleiben bis zur vollständigen 
Bezahlung sämtlicher gegenwärtiger Forderungen aus dem jeweiligen Vertrag 
Eigentum des Anbieters. 
 

10.2 Gegenüber Unternehmern bleibt die gelieferte Ware darüber hinaus bis zur 
vollständigen Bezahlung sämtlicher Forderungen aus der laufenden 
Geschäftsbeziehung Eigentum des Anbieters (erweiterter Eigentumsvorbehalt). 
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10.3 Eine Verarbeitung oder Umbildung durch den Kunden erfolgt stets für den Anbieter als 
Hersteller im Sinne von §950 BGB, ohne diesen zu verpflichten. Wird die Ware mit 
anderen, nicht dem Anbieter gehörenden Gegenständen verarbeitet oder untrennbar 
verbunden, erwirbt der Anbieter Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des 
Rechnungswertes der Vorbehaltsware zum Wert der übrigen verarbeiteten oder 
verbundenen Gegenstände zum Zeitpunkt der Verarbeitung/Verbindung. 

 
10.4 Der Kunde ist zur Weiterveräußerung der Vorbehaltsware im ordnungsgemäßen 

Geschäftsgang berechtigt. Hierfür tritt er dem Anbieter bereits jetzt alle Forderungen 
in Höhe des Rechnungswertes der Vorbehaltsware ab, die ihm aus der 
Weiterveräußerung gegen Dritte erwachsen (verlängerter Eigentumsvorbehalt). Der 
Anbieter nimmt die Abtretung an. Der Kunde bleibt zur Einziehung der Forderungen 
ermächtigt; die Befugnis des Anbieters, die Forderungen selbst einzuziehen, bleibt 
unberührt. Der Anbieter wird die Forderungen jedoch nicht einziehen, solange der 
Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß nachkommt und kein 
Insolvenzantrag gestellt ist. 

 
10.5 Über Zugriffe Dritter auf die Vorbehaltsware oder auf abgetretene Forderungen hat 

der Kunde den Anbieter unverzüglich zu informieren. 

 

§11 Höhere Gewalt und sonstige Leistungshindernisse 

 

11.1 Höhere Gewalt im Sinne dieser AGB sind Ereignisse, die außerhalb des Einflussbereichs 
des Anbieters liegen, bei Vertragsschluss nicht vorhersehbar waren und deren 
Auswirkungen auch durch zumutbare Sorgfalt nicht hätten verhindert werden können. 
Hierzu zählen insbesondere: 
 

• Naturkatastrophen, 

• Pandemien und behördlich angeordnete Maßnahmen, 

• Krieg, Terrorakte, Aufruhr, 

• großflächige Strom- oder Infrastrukturausfälle, 

• sonstige vergleichbare Ereignisse. 
 

11.2 Beim Vorliegen höherer Gewalt ist der Anbieter berechtigt, die Leistungserbringung für 
die Dauer des Hindernisses auszusetzen. Vereinbarte Fristen und Termine verlängern 
sich um die Dauer der Beeinträchtigung zuzüglich einer angemessenen 
Wiederanlaufzeit. 

 
11.3 Dauert eine Störung durch höhere Gewalt länger als 60 Tage an, sind beide Parteien 

berechtigt, sich von dem noch nicht erfüllten Teil des Vertrages zu lösen. Bereits 
erbrachte Leistungen sind abzurechnen. 

 

§12 Planungsleistungen, Unterlagen und Schutzrechte 

 

12.1 An vom Anbieter erstellten Angeboten, Kostenvoranschlägen, Zeichnungen, Plänen, 
Berechnungen, Prüfprotokollen, Dokumentationen und vergleichbaren Unterlagen 
stehen dem Anbieter die urheber- und leistungsschutzrechtlichen Nutzungsrechte zu. 
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12.2 Der Kunde erhält ein einfaches, nicht übertragbares Nutzungsrecht an diesen 
Unterlagen ausschließlich zu dem vertraglich vereinbarten Zweck und nur in dem 
Umfang, wie dies für Errichtung, Betrieb und Wartung der jeweiligen Anlage 
erforderlich ist. 

 
12.3 Eine Weitergabe an Dritte, Vervielfältigung oder Nutzung für andere Projekte ist nur 

mit vorheriger Zustimmung des Anbieters zulässig. Zwingende gesetzliche 
Offenlegungspflichten (z.B. gegenüber Behörden) bleiben unberührt. 

 
12.4 Das Nutzungsrecht entsteht erst mit vollständiger Zahlung der dafür vereinbarten 

Vergütung, soweit nicht im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist. 

 

§13 Schlussbestimmungen (Rechtswahl, Gerichtsstand, salvatorische Klausel) 

 

13.1 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. 
Zwingende Verbraucherschutzvorschriften des Staates, in dem der Verbraucher seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, bleiben unberührt. 
 

13.2 Ist der Kunde Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus 
und im Zusammenhang mit dem Vertrag der Sitz des Anbieters. Der Anbieter ist jedoch 
berechtigt, den Kunden auch an dessen allgemeinem Gerichtsstand in Anspruch zu 
nehmen. Zwingende Verbraucherschutzvorschriften des Staates, in dem der 
Verbraucher seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, bleiben unberührt. 

 
13.3 Änderungen dieser AGB bei Dauerschuldverhältnissen können aus sachlichem Anlass 

(insbesondere Gesetzesänderungen, Rechtsprechungsänderungen, behördliche 
Vorgaben oder Sicherheits-/Funktionsanforderungen) mit Wirkung für die Zukunft 
vorgenommen werden. Der Anbieter teilt dem Kunden entsprechende Änderungen 
rechtzeitig vor ihrem Wirksamwerden in Textform mit. Der Kunde hat das Recht, den 
Änderungen binnen einer Frist von zwei Wochen zu widersprechen. Schweigen gilt nur 
hinsichtlich Nebenbestimmungen als Zustimmung. Hauptleistungspflichten (Leistung und 
Vergütung) bleiben von einseitigen Änderungen ausgenommen. 

 
13.4 Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB unwirksam sein oder werden, bleibt die 

Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. Anstelle der unwirksamen 
Bestimmung gilt eine wirksame Regelung als vereinbart, die dem wirtschaftlichen Zweck 
der unwirksamen Bestimmung möglichst nahekommt. 
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B. Besonderer Teil 

 

I. Elektroinstallations- und Werkleistungen 

 

§14 Leistungsgegenstand Elektroarbeiten und Abgrenzung zum Facility-Bereich 

 

14.1 Im Bereich Elektroinstallations- und Werkleistungen erbringt der Anbieter insbesondere: 
 

• Neuinstallationen, Umbauten und Erweiterungen elektrischer Anlagen, 

• Arbeiten an Verteilern, Zählerplätzen und Beleuchtungsanlagen, 

• E-Checks/DGUV-Prüfungen, Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten, 

• Montage und Inbetriebnahme von Photovoltaik-Anlagen und sonstigen 
elektrotechnischen Systemen. 
 

14.2 Die konkrete Beschaffenheit der Werkleistung (Art, Umfang, Leistungsort, technische 
Spezifikationen) ergibt sich aus dem jeweiligen Angebot sowie etwaigen technischen 
Unterlagen. 

 
14.3 Betreiberpflichten werden nicht übernommen, es sei denn, dies ist ausdrücklich 

vereinbart. 

 

§15 Kostenvoranschlag, Mehr- und Zusatzleistungen, Nachträge 

 

15.1 Im Elektrobereich werden typischerweise Kostenvoranschläge mit Aufschlüsselung nach 
Material- und Lohnpositionen sowie Stundensätzen erstellt. Diese beruhen auf 
Erfahrungswerten und sind unverbindlich, sofern nicht ausdrücklich als Festpreis 
bezeichnet. 

 
15.2 Geringfügige Zusatzarbeiten, die zur ordnungsgemäßen Fertigstellung notwendig sind 

und in einem angemessenen Verhältnis zum Gesamtauftrag stehen, dürfen ohne 
gesonderten Auftrag ausgeführt und nach Aufwand berechnet werden, sofern sie zur 
Erreichung des vertraglichen Erfolgs erforderlich sind und dem mutmaßlichen Willen des 
Kunden entsprechen. 
 

15.3 In Not- und Störfällen ist der Anbieter berechtigt, zur Abwehr akuter Gefahren (z.B. 
Brand-, Personen- oder Sachschäden) sofortige provisorische Maßnahmen zu ergreifen. 
Der dadurch entstehende Aufwand ist nach den vereinbarten Sätzen zu vergüten. Der 
Anbieter wird den Kunden zeitnah informieren. 

 

§16 Fördermittel, Genehmigungen und behördliche Anforderungen 

 

16.1 Die Beschaffung erforderlicher öffentlich-rechtlicher Genehmigungen, Zustimmungen 
oder Fördermittel obliegt – soweit nicht ausdrücklich anders vereinbart – dem Kunden. 
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Der Anbieter unterstützt den Kunden hierbei auf Wunsch gegen gesonderte Vergütung, 
ohne Gewähr für den Erfolg. 
 

16.2 Hinweise des Anbieters zu möglichen Förderprogrammen, steuerlichen Effekten oder 
rechtlichen Rahmenbedingungen erfolgen nach bestem Wissen, ersetzen jedoch keine 
individuelle Rechts-, Steuer- oder Fördermittelberatung und enthalten keine Zusage 
über die tatsächliche Gewährung von Fördermitteln oder steuerlichen Vorteilen. 

 
16.3 Ergeben sich während der Vertragslaufzeit Änderungen gesetzlicher oder behördlicher 

Anforderungen, sind die Parteien verpflichtet, die Auswirkungen auf Leistungsumfang, 
Termine und Vergütung einvernehmlich anzupassen. 

 
 

§17 Abnahme, Abnahmefiktion und Teilabnahmen 

 
17.1 Der Kunde ist verpflichtet, das im Wesentlichen vertragsgemäß hergestellte Werk 

abzunehmen. Wegen unwesentlicher Mängel darf die Abnahme nicht verweigert 
werden. Mit der Abnahme werden der Werklohn fällig, die Leistungs- und 
Vergütungsgefahr gehen auf den Kunden über, die Verjährungsfrist für Mängelrechte 
beginnt und es tritt die Beweislastumkehr ein. 
 

17.2 Der Anbieter zeigt die Abnahmereife an. Nimmt der Kunde einen vereinbarten Termin 
ohne rechtzeitige Mitteilung eines Verhinderungsgrundes nicht wahr, kann der Anbieter 
eine förmliche Abnahme allein durchführen und hierüber ein Protokoll erstellen. 
Ergänzend gilt §650g BGB zur Zustandsfeststellung. 
 

17.3 Für in sich funktionsfähige Leistungsabschnitte sind Teilabnahmen zulässig. Mit jeder 
Teilabnahme beginnen die jeweiligen Verjährungsfristen für das Teilwerk zu laufen. 
 

17.4 Setzt der Kunde das Werk oder einen abgrenzbaren Teil hiervon nach Mitteilung der 
Abnahmereife produktiv in Betrieb, ohne innerhalb von 5 Werktagen wenigstens einen 
konkreten Mangel anzuzeigen, wird dieses Verhalten als Billigung des Werkes im 
Wesentlichen vertragsgemäß verstanden werden. 
 

17.5 Setzt der Anbieter dem Kunden nach Fertigstellung eine angemessene Frist zur 
Abnahme und verweigert der Kunde die Abnahme nicht innerhalb dieser Frist unter 
Angabe mindestens eines Mangels, gilt das Werk als abgenommen. Bei Verbrauchern 
tritt diese Rechtsfolge nur ein, wenn der Anbieter den Kunden zusammen mit der 
Abnahmeaufforderung in Textform deutlich auf die Rechtsfolgen der unterlassenen 
Abnahme oder der Abnahmeverweigerung ohne Mängelangabe hingewiesen hat. Für 
die Frist genügt regelmäßig eine Frist von zwei Wochen. Ist die Frist zu kurz, gilt sie als 
auf das angemessene Maß verlängert. 
 

17.6 Eine Abnahmeverweigerung hemmt die Abnahmefiktion nur, wenn der Kunde mindestens 
einen konkreten Mangel bezeichnet. Pauschale Beanstandungen genügen nicht. 
Unwesentliche Mängel berechtigen nicht zur Abnahmeverweigerung. 

 
17.7 Mängel, die auf vom Kunden gestellte Materialien, Komponenten oder auf dessen 

Vorgaben beruhen, begründen keine Mängelrechte gegenüber dem Anbieter. 
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§18 Verjährung  

 

18.1 Für Mängelansprüche aus Werkleistungen, deren Erfolg in der Errichtung oder dem 
Umbau eines Bauwerks oder in der Erbringung von Planungs- oder 
Überwachungsleistungen hierfür besteht, gilt die gesetzliche Verjährungsfrist von fünf 
Jahren ab Abnahme. 
 

18.2 Für alle übrigen Werkleistungen (insbesondere Herstellung, Wartung oder 
Veränderung von Anlagen, Geräten, Leitungen oder Systemen) beträgt die 
Verjährungsfrist für Mängelansprüche gegenüber Unternehmern ein Jahr ab Abnahme. 
Für Verbraucher gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 
18.3 Die Verkürzung der Verjährungsfristen gilt nicht für Ansprüche aufgrund vorsätzlicher 

oder arglistiger Pflichtverletzung, wegen Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit, bei grob fahrlässiger Pflichtverletzung, für Ansprüche nach dem 
Produkthaftungsgesetz sowie für Ansprüche aus einer vom Anbieter ausdrücklich 
übernommenen Garantie. Insoweit verbleibt es bei den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 

§19 Materialeinsatz, kundenseitig beigestellte Komponenten und 
Gewährleistungsausschlüsse 

 

19.1 Grundsätzlich beschafft der Anbieter die zur Leistungserbringung erforderlichen 
Materialien und Komponenten. 
 
 
 

19.2 Stellt der Kunde Materialien oder Komponenten (z.B. bestimmte Wallboxen, Leuchten) 
zur Verfügung, übernimmt der Anbieter für deren Beschaffenheit und Eignung keine 
Gewähr. Eine Prüfpflicht des Anbieters besteht nur auf offensichtliche Mängel. 
Weitergehende Prüfungen sind gesondert zu vereinbaren und zu vergüten. 
 

19.3 Mängel oder Schäden, die auf beigestellten, untauglichen oder fehlerhaften 
Komponenten des Kunden beruhen, liegen in dessen Risikosphäre. 

 
19.4 Zusätzlicher Aufwand aufgrund ungeeigneter oder mangelhaft beigestellter 

Materialien (z.B. Mehrmontageaufwand, Austauscharbeiten, Zusatzanpassungen) wird 
nach Aufwand zu den vereinbarten Verrechnungssätzen abgerechnet. 

 

II. Facility Management- und Hausmeisterleistungen (Laufzeitverträge) 

 

§20 Leistungsgegenstand Facility- und Hausmeisterdienste 

 

20.1 Im Rahmen von Facility-Management- und Hausmeisterverträgen übernimmt der 
Anbieter infrastrukturelle und technische Dienstleistungen zur Objektbetreuung, 
insbesondere: 
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• regelmäßige Objektbegehungen, 

• Überwachung des ordnungsgemäßen Gesamtzustands gemeinschaftlich genutzter 
Bereiche, 

• Koordination und Begleitung von Wartungen, Prüfungen und Fremdfirmen, 

• Bedienung und Überwachung technischer Anlagen (z.B. Heizung, Lüftung, 
Brandmeldeanlagen, Not-/Sicherheitsbeleuchtung), 

• einfache Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten im vereinbarten Umfang, 

• Führung von Berichten, Checklisten und Betriebstagebüchern. 
 

20.2 Der konkrete Leistungsumfang ergibt sich aus dem jeweiligen Dienstleistungsvertrag und 
der dazugehörigen Leistungsbeschreibung. 
 

20.3 Der Anbieter erbringt die Leistungen überwiegend als Dienstleistungen; eine bestimmte 
Erfolgsverantwortung, insbesondere umfassende Betreiberverantwortung oder die 
Stellung als Brandschutzbeauftragter, wird nicht übernommen, es sei denn, dies ist 
ausdrücklich vereinbart. 

 
20.4 Die Verantwortung für die Einhaltung gesetzlicher, behördlicher und 

versicherungsrechtlicher Anforderungen (z.B. Brandschutz, Trinkwasserhygiene, 
Arbeitssicherheit) verbleibt – vorbehaltlich ausdrücklich anderslautender 
Vereinbarungen – beim Auftraggeber. 

 

§21 Laufzeit, Verlängerung und ordentliche Kündigung 

 

21.1 Facility- und Hausmeisterverträge werden als Dauerschuldverhältnisse mit einer im 
Dienstleistungsvertrag konkret festgelegten Erstlaufzeit (z.B. 12 Monate) geschlossen. 
 

21.2 Mangels abweichender Vereinbarung verlängern sich solche Verträge nach Ablauf der 
Erstlaufzeit gegenüber Unternehmern um die jeweils vereinbarte Dauer der Erstlaufzeit 
und gegenüber Verbrauchern auf unbestimmte Zeit, sofern sie nicht von einer Partei 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist  von einem Monat zum Ende der Laufzeit in 
Textform gekündigt werden. 

 
21.3 Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Ein 

wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei: 
 

• erheblichen oder wiederholten Pflichtverletzungen, 

• nachhaltigen Zahlungsverzügen, 

• wesentlicher Störung des Vertrauensverhältnisses, 

• wesentlichen Änderungen der technischen Anlagen, die eine Fortführung der 
Leistungen zu den bisherigen Konditionen unzumutbar machen. 

 

§22 Rufbereitschaft, Notdienst und Reaktionszeiten 

 

22.1 Soweit vertraglich vereinbart, stellt der Anbieter für ein Objekt eine 
24-Stunden-Rufbereitschaft bereit, um Not- und Störungseinsätze außerhalb der 
Regelarbeitszeiten zu übernehmen. Die Rufbereitschaft wird durch eine gesonderte 
Bereitschaftspauschale vergütet. Einsätze werden zusätzlich nach den jeweils gültigen 
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Verrechnungssätzen und Zuschlägen (z.B. Nacht-, Sonn-, Feiertagszuschläge) 
abgerechnet. 
 

22.2 Der Anbieter verpflichtet sich, auf Notfälle innerhalb der im Vertrag genannten 
Reaktionszeit zu reagieren. Die Reaktionszeit bezeichnet den Beginn der 
Störungsbearbeitung (z.B. telefonische Kontaktaufnahme bzw. Anfahrt), nicht die 
vollständige Fehlerbehebung. 

 
22.3 Ziel des Notdienstes ist die Gefahrenabwehr und das Herstellen einer provisorischen 

Betriebssicherheit. Die vollständige Instandsetzung kann im Rahmen regulärer 
Arbeitszeiten erfolgen und wird nach Aufwand vergütet. 

 
22.4 Die Anspruchsvoraussetzungen und Vergütungssätze für Not- und 

Rufbereitschaftseinsätze ergeben sich aus der jeweils gültigen Verrechnungssatzliste.  
 

§23 Leistungsänderungen, Zusatzaufträge und Projekterweiterungen 

 

23.1 Änderungen des Leistungsumfangs (z.B. Hinzunahme weiterer Gebäude, Flächen oder 
technischer Anlagen) bedürfen einer gesonderten Vereinbarung und können eine 
Anpassung der Vergütung erforderlich machen.  
 

23.2 Einzelne zusätzliche Leistungen (z.B. Sonderprüfungen, zusätzliche Kontrollen, 
Kleinreparaturen außerhalb des Pauschalumfangs) werden nach Aufwand zu den 
vereinbarten Stundensätzen und Nebenkosten abgerechnet, sofern sie nicht bereits von 
der Pauschale umfasst sind. 


